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Mehr als nur Rebensaft

Ein fantasievoll ausgestaltetes Menü aus edlen Zutaten und dazu einen Ergersheimer Al-
tenberg: Mit dieser Mischung besticht alle zwei Jahre die kulinarische Weinprobe in Er-
gersheim. Am Freitag, 16. November lädt die neue Weinprinzessin, Tanja Reuter (Foto),
ab 19 Uhr in den Saal des Gemeindezentrums ein. Den Kochlöffel schwingt in diesem
Jahr Martin Birngruber vom Gasthof „Goldener Engel“ in Burgbernheim. Der Metzger-
meister hat seine Kochlehre bei der Landwehrbräu in Reichelshofen absolviert und sich
später im Maritim in Würzburg weitergebildet. Aus der genauen Zusammenstellung des
Vier-Gänge-Menues macht der Vorsitzende des Ergersheimer Weinbauvereins, Paul
Rückert, jedoch noch ein Geheimnis. Schmecken wird es aber natürlich – wie auch bei
der kulinarischen Weinprobe vor zwei Jahren – wieder sehr gut, erklärt er. Die sieben Er-
gersheimer Weine wird Sandra Soldmann, ehemalige Gebietsweinkönigin von Saale Un-
strut und Deutsche Weinprinzessin, vorstellen. Anmeldungen sind bei Paul Rückert un-
ter der Telefonnumer 09847/257 oder bei Walter Hofmann im „Gasthof zum Ross“, Tele-
fon 09847/203 möglich. ia/Lehner

Drachenfest auf dem Schauberg
BURGBERNHEIM – Am Sonntag,

21. Oktober, ab 14 Uhr ist es wieder
soweit: Dann werden auf dem
Schauerberg bei Burgbernheim beim
Drachenfest der KJG – Wind voraus-
gesetzt – Drachen aller Art in die
Luft steigen und ihren Lenkern Ge-
legenheit geben, ihre Künste unter
Beweis zu stellen. Kaffee und Ku-
chen gibt es zum Selbstkostenpreis.

SCHEINFELD (gb) – Mit der Er-
klärung der Bereitschaft, zumindest
auf Zeit die Sachaufwandsträger-
schaft für die dort beheimateten
Schulen zu übernehmen, will der
Landkreis seinen Beitrag zur Reali-
sierung der Sanierungspläne für
Schloss Schwarzenberg leisten.
Landrat Walter Schneider wurde
vom Kreisausschuss ermächtigt, un-
ter dieser Vorgabe in die weiteren
Verhandlungen mit dem Freistaat
Bayern, dem Fürstenhaus Schwar-
zenberg und der Mathilde-Zimmer-
Stiftung zu gehen.

Wie berichtet beabsichtigt die
„Mathilde-Zimmer-Stiftung Land-
schulheim Schule Schloss Schwar-
zenberg e. V.“ mit Sitz in Berlin seit
geraumer Zeit die Erweiterung ih-
rer Schulen auf Schloss Schwarzen-
berg, verbunden mit der Sanierung
von Teilbereichen des Schlosses.
Derzeit werden dort auf privater
Basis eine Realschule mit rund 450
Schülern und eine Fachoberschule
mit zirka 110 Schülern betrieben.
Zu den aktuell auf 14,8 Millionen

Euro geschätzten Gesamtkosten der
Sanierung hat der Kreistag bereits
im Juli 2002 einen Zuschuss von
zwei Millionen Euro beschlossen.
Der Finanzierungsplan der Mathil-
de-Zimmer-Stiftung baut zudem auf
Mittel aus der Denkmalförderung
sowie massiv auf Geld vom Frei-
staat: Erwartet werden rund 4,8
Millionen Euro aus der Schulbau-
förderung sowie 478 000 Euro für
IZBB-Maßnahmen.
Der „Knackpunkt“ ist laut Land-

rat Walter Schneider nun der, dass
der Freistaat im Gegenzug für seine
finanziellen Zuwendungen eine so
genannte dingliche Sicherung ver-
langt. Soll heißen: Nach Auszah-
lung der Zuschüsse muss der Be-
trieb einer staatlich anerkannten
Schule auf dem geförderten Areal
auf die Dauer von 25 Jahren ge-
währleistet sein. Bei einer vorzeiti-
gen Beendigung des Schulbetriebs
wäre der Zuschuss anteilig an den
Freistaat zurück zu zahlen.
Zunächst war geplant, diese Ga-

rantie in dem zwischen der Mathil-
de-Zimmer-Stiftung und dem Fürs-
tenhaus abzuschließenden Erbbau-
rechtsvertrag fest zu schreiben. Das
Fürstenhaus weigerte sich nun je-
doch, diese Klausel in den Vertrag
aufzunehmen, da ihm das Risiko ei-
ner möglichen Rückzahlung zu
groß ist.

Nach Gesprächen mit dem Kultus-
ministerium und der Regierung von
Mittelfranken zeichnet sich nun fol-
gende Lösung ab: Der Landkreis be-
kundet seine Bereitschaft, im Falle
der Beendigung der Betriebsträger-
schaft der Schulen durch die Stif-
tung eine an gleicher Stelle zu er-
richtende öffentliche Schule mindes-
tens bis zum Ende der „Zuwen-
dungsbindung“ fortzuführen.

Ohnehin in der Verantwortung
Diese Entscheidung fiel den Mit-

gliedern des Kreisausschusses inso-
fern nicht schwer, als der Landkreis
ohnehin in die Bresche springen
müsste, sollten die privaten Schulen
auf dem Schloss schließen. Gemäß
bayerischer Landesplanung wären
dann nämlich in Scheinfeld öffentli-
che Schulen zu errichten, für die der
Landkreis nach dem Schulfinanzie-
rungsgesetz die Betriebsträger-
schaft zu übernehmen hätte.
„Bauchweh“, wie Kreisrat Peter

Rudolph es noch in der Sitzung des
Bauausschusses hatte („Sollen wir
in 15 Jahren alle Schulen schließen,
damit wir das Schloss sanieren?“),
ist offenbar unberechtigt, hört man
die Aussagen von Landrat Schnei-

ders Stellvertretern. Wolfgang Eck-
ardt etwa erklärte: „Nur die Mathil-
de-Zimmer-Stiftung kommt in Ge-
fahr, im Zweifelsfall Fördergelder
zurückzahlen zu müssen. Wir ver-
pflichten uns nur als Schul-Sachauf-
wandsträger – und das sind wir oh-
nehin.“ Und Fritz Loscher-Früh-
wald ist aus seinen Erfahrungen
heraus gar „persönlich davon über-
zeugt, dass die Mathilde-Zimmer-
Stiftung an dieser Schule festhalten
wird“. Sollte jedoch „wider Erwar-
ten der Fall eintreten, dass die
Schule schließen muss, dann wird es
wohl eine politische Lösung geben
und geben müssen, damit wir nichts
zurückzahlen müssen“, so Loscher-
Frühwald.
Letztlich stimmte der Kreisaus-

schuss dem beschriebenen Verfahren
zu und gab Landrat Walter Schnei-
der freie Hand bei den weiteren Ver-
handlungen. Diese haben auch zum
Ziel, dass im Erbbaurechtsvertrag
zwischen dem Fürstenhaus als
Grundeigentümer und der Mathilde-
Zimmer-Stiftung festgelegt wird,
dass im Falle der Übernahme der
Schulen durch den Landkreis das
Fürstenhaus diesen als Nachfolgebe-
treiber der Stiftung zulässt.

Kreis steht als „Ersatzträger“ bereit
Freistaat stellt Bedingung für die Förderung der Sanierung von Schloss Schwarzenberg

Eine Real- und eine Fachoberschule mit insgesamt 560 Schülern sind auf Schloss
Schwarzenberg untergebracht. Der Staat verlangt im Gegenzug für die Bezuschussung
der Sanierung, dass der Schulbetrieb für 25 weitere Jahre gewährleistet ist. F.: Archiv

Herbstmarkt in Scheinfeld
SCHEINFELD – Am Sonntag, 21.

Oktober, findet in Scheinfeld der
diesjährige Herbstmarkt statt, be-
gleitet von diversen unterhaltsamen
Aktionen wie einer Tanzvorführung
und einem Kinderprogramm. Im
Bürgersaal wird zudem von 13 bis
17 Uhr eine Gemäldeausstellung
mit Werken von Jürgen Schülein ge-
zeigt.

In aller Kürze berichtet

Schule braucht das Büchergeld
Burgbernheim: Abgabe wird dieses Jahr noch eingesammelt – Knappe Entscheidung

Bei der Hausaufgabenbetreuung in der Burgbernheimer Schule sind Neuerungen ge-
plant: Maximal zehn Jugendliche sollen hier nachmittags beaufsichtigt und bei Lern-
schwierigkeiten unterstützt werden. Foto: Privat

BURGBERNHEIM (cs) – Denkbar
knapp auf der einen Seite, einstim-
mig auf der anderen fielen die bei-
den wichtigsten Entscheidungen
der Verwaltungsgemeinschaft (VG)
Burgbernheim aus: Mit 6:5 Stimmen
sprach sich die Mehrheit der Ge-
meinschaftsversammlung für die
Erhebung des Büchergeldes an der
Volksschule Burgbernheim-Markt-
bergel auch im laufenden Schuljahr
aus. Was die Einführung einer
Hausaufgabenbetreuung an der
Hauptschule angeht, stellt sich die
VG einmütig hinter die Schullei-
tung, die für ihr Vorhaben ein inno-
vatives Konzept ausgearbeitet hat.
Auch wenn kein Luxus betrieben

worden sei, befinde sich die Schule
„finanziell in der Zwickmühle“, er-
läuterte Schulleiter Hans Haupt-
mann das Dilemma, das zu der
unliebsamen Büchergeld-Entschei-
dung führte. Zwei Jahre lang wurde
dieses – ohne große Probleme, wie
Robert Kett, Chef der Hauptverwal-
tung, informierte – an der Volks-
schule erhoben und „nicht mit offe-
nen Armen ausgegeben“, versicher-
te Hauptmann. Vielmehr warteten
Schulleitung und Kollegium die
Rechtschreibreform und neue Lehr-
pläne ab, ehe für rund 12 000 Euro
neue Bücher bestellt wurden, die
pünktlich zum ersten Schultag vor
fünf Wochen vorlagen. Einberechnet
war zum Zeitpunkt der Bestellung
allerdings der Eingang des Schul-
geldes in der bislang üblichen Höhe
von mehr als 11 000 Euro. Nicht vor-
gesehen war dagegen die Ankündi-
gung der Staatsregierung, ab dem
Schuljahr 2008/09 auf das Bücher-
geld verzichten zu wollen.
Aus dem Haushaltsplus von 8700

Euro zu Jahresbeginn wurde nun
ganz schnell ein Sollstand von 4500
Euro, und das bei weiterem Hand-
lungsbedarf. Denn laut Hauptmann
müssen unter anderem noch die Re-
ligionsbücher ersetzt werden, die
nicht mehr dem Lehrplan entspre-
chen. Der Elternbeirat hatte Haupt-
mann zufolge in seiner konstituie-
renden Sitzung Verständnis für ein
mögliches Festhalten am Bücher-
geld signalisiert. Bürgermeister
Matthias Schwarz schloss sich die-
ser Haltung an und appellierte an
die Mitglieder der Gemeinschafts-
versammlung, für dieses Schuljahr
noch einmal 20 Euro pro Schüler an

der Grundschule und 40 Euro an der
Hauptschule einsammeln zu lassen.
„Schlechter kann so etwas nicht
mehr laufen“, machte er dabei kei-
nen Hehl aus seiner Kritik am Vor-
gehen der Staatsregierung, das die
Kommunen nun ausbaden müssten.
Die offizielle Sprachregelung

stellt die Erhebung des Büchergel-
des für dieses Schuljahr „in das Er-
messen der Kommunen“, klärte
Kett die VG-Mitglieder auf. Auch
im Hinblick auf die Empfehlung des
Kreisausschusses, für die Schulen
unter der Trägerschaft des Land-
kreises auf das Büchergeld zu ver-
zichten, wollten nicht alle VG-Mit-
glieder der Empfehlung von Bürger-
meister Schwarz folgen. Ein Fest-
halten am Büchergeld wäre viel-
mehr nach außen schwer vertretbar
– ungeachtet der Notwendigkeit ak-
tueller Bücher für den Schulunter-
richt, lautete die Meinung unter an-
derem von Gerhard Wittig und
Heinrich Förster. Da der soziale
Faktor bei der Zahlung des Bücher-
geldes allerdings berücksichtigt
wird und auf die Eltern „keine Un-
summen“ zukommen, plädierten an-
dere, wie Friedrich Döppert und
Karl-Heinz Eisenreich für eine
nochmalige Erhebung. Mit sechs
Stimmen wurde diese beschlossen,
mit Unterstützung des Elternbei-
rats hofft die VG nun auf positive
Resonanz auch bei den Eltern.

Unterstützung beim Lernen
Bei der Hausaufgabenbetreuung

an der Hauptschule will die Schul-
leitung neue Wege einschlagen. An-
gedacht ist die Einstellung einer 400
Euro-Kraft (alternativ zwei Pädago-
gen bei gleichem Etat), die sich
montags bis donnerstags in der Zeit
zwischen 13.45 und 15.15 Uhr maxi-
mal zehn Jugendlicher annimmt.
Die Auswahl der Schüler nimmt die
Schulleitung in Absprache mit den
Lehrkräften und in enger Koopera-
tion mit den Eltern vor. Denn es soll
nicht darum gehen, die Kinder be-
rufstätiger Eltern zu betreuen. Viel-
mehr steht die Unterstützung für
Schüler mit Leistungsproblemen
und mit Lernschwierigkeiten im
Mittelpunkt. Das Angebot könnte je
Bedarf auch auf wenige Wochen
oder Monate zeitlich befristet sein,
erläuterte Hauptmann, der um
Unterstützung durch die VG bat,

um für dieses Schuljahr noch ohne
Elternbeiträge arbeiten zu können.

Förderung ab zwölf Plätze
Ab dem nächsten Schuljahr ist be-

reits der Ausbau auf eine offiziel-
lere Ebene vorgesehen. Wenn dann
mindestens zwölf Plätze durchge-
hend besetzt sind, würde sich die
Regierung mit 565 Euro pro Platz
und Schuljahr an der Hausaufga-
benbetreuung beteiligen. Der Sach-
aufwandsträger ist mit dem glei-
chen Betrag dabei, der Anteil der
Eltern läge bei 20 Prozent (maximal
283 Euro) der Kosten. Mittelfristig
ist weiter vorgesehen, an allen vier
Tagen Mittagessen für die Schüler
anzubieten, wie es derzeit immer
dienstags von der Arbeitsgemein-
schaft Bistro der Schule zubereitet
wird. Hier sprach Hauptmann aller-
dings noch von einer „Vision“. Glei-
ches gilt für die „wünschenswerte“
Aufnahme der Grundschule in das
Konzept, die auf Zeit vorgesehen
ist.
Der Befürchtung von Marktber-

gels Bürgermeister Karl-Heinz Ei-
senreich, die Nachmittagsbetreuung
an den Kindergärten könnte durch
ein solches Angebot überflüssig
werden, widersprach Hauptmann.
Schließlich würde die Auswahl
vereinzelter Kinder durch die Schu-
le vorgenommen werden, auch sei
zu erwarten, dass die Schüler die
Hausaufgabenbetreuung in der
Schule immer nur über einen be-
stimmten Zeitraum besuchen. Hin-
zu kommt, dass der Schwerpunkt
bei den Hauptschülern liegen wird.
Was den Schülertransport angeht,
könnte montags und dienstags
auf die ohnehin eingesetzten Bus-
se zurückgegriffen werden. Mitt-
wochs und donnerstags ist aller-
dings die Initiative der Eltern ge-
fragt.
Im Gegensatz zur Büchergeld-Ent-

scheidung bestand bei der Hausauf-
gabenbetreuung rasch Einstimmig-
keit, dass es sich hier um eine echte
Chance für Schüler mit (vorüber-
gehenden) Leistungsproblemen han-
delt. Auch lag den VG-Mitgliedern
eine weitere Attraktivitätssteige-
rung der Volksschule am Herzen.
Dass diese sich im Vergleich mit
größeren Schulen nicht zu verste-
cken braucht, konnte Hauptmann
anhand eines bereits jetzt weit ge-

henden Betreuungsangebots an der
Schule belegen. Neben den schuli-
schen Angeboten wie Wahlunter-
richt, Förderunterricht und Arbeits-
gemeinschaften (darunter Archäo-
logie und Kochen) bietet die Schule
am Nachmittag vielfältige Beschäf-
tigungsmöglichkeiten. Außer dem
Verein Musikunst ist die Musik-
werkstatt Burgbernheim eine we-
sentliche Stütze, gleiches gilt für den
Arbeiter-Samariter-Bund, die der-
zeit acht Schülercoaches und den
Burgbernheimer Männergesangver-
ein.
Theaterspielen und Sport
Auch die vier Kindergärten im

VG-Gebiet mit ihrer Mittagsbetreu-
ung für Grundschüler leisten
Hauptmann zufolge einen wichtigen
Beitrag zum Funktionieren des
Schullebens. In die Zukunft ge-
richtet ist die Zusammenarbeit mit
einer Theaterpädagogin (wieder
angedacht), und im sportlichen Be-
reich will die Schule ebenfalls „ex-
pandieren“. Dass Gewaltszenen wie

in anderen Schulen in Burgbern-
heim keine Rolle spielen, führte
Hauptmann nicht zuletzt auf das
über viele Jahre „kontinuierlich
aufgebaute Erziehungskonzept“ zu-
rück, das sich „in den Herzen“ von
Schülern, aber auch Eltern festge-
setzt habe.

Eher zur Randnotiz wurde in
der Gemeinschaftsversammlung die
Kenntnisnahme der Jahresrechnung
2006, die einstimmig abgesegnet
wurde. Ebenfalls ohne Gegenstim-
men passierte der Austausch der be-
schädigten Brandschutzverglasung
das Gremium. Zwar wurden die be-
treffenden vier Türen erst Mitte der
90er Jahre eingesetzt, allerdings
läuft eine klebrige Flüssigkeit zwi-
schen der doppelwandigen Vergla-
sung aus, die damals zuständige Fir-
ma kann – da nicht mehr existent –
nicht zur Schadensregulierung her-
angezogen werden. Für die VG be-
deutet dies Ausgaben in Höhe von
rund 5600 Euro.


